
KOMMISSION / DEUTSCHLAND 

URTEIL DES GERICHTSHOFES 
26. April 1988 * 

In der Rechtssache 74/86 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihren Rechtsbera­
ter Peter Karpenstein als Bevollmächtigten, Zustellungsbevollmächtigter: Georges 
Kremlis, Jean-Monnet-Gebäude, Luxemburg-Kirchberg, 

Klägerin, 

gegen 

Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch Jutta Peters, Ministerialrätin im Bun­
desministerium für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit, als Bevollmächtigte 
und durch die Rechtsanwälte Dietmar Knopp und Frank Montag, Köln, Zustel­
lungsanschrift: Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in Luxemburg, 

Beklagte, 

wegen Feststellung, daß die Bundesrepublik Deutschland durch die gesetzliche 
Festlegung und Beibehaltung einer Anreicherungshöchstgrenze von 4,5 Volumen­
prozent für bestimmte deutsche Weinbaugebiete gegen die Bestimmungen der ge­
meinsamen Marktorganisation für Wein, insbesondere gegen Artikel 32 der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 337/79 des Rates vom 5. Februar 1979 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Wein (ABl. L 54, S. 1), sowie gegen die Artikel 5 und 189 
EWG-Vertrag verstoßen hat, 

erläßt 

DER GERICHTSHOF, 

unter Mitwirkung des Präsidenten Mackenzie Stuart, der Kammerpräsidenten 
O. Due, J. C. Moitinho de Almeida und G. C. Rodríguez Iglesias, der Richter 
T. Koopmans, U. Everling, Y. Galmot, C. Kakouris und T. F. O'Higgins, 

Generalanwalt: J. Mischo 
Kanzler: D. Louterman, Verwaltungsrätin 

* Verfahrenssprache: Deutsch. 
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aufgrund des Sitzungsberichts und auf die mündliche Verhandlung vom 27. Januar 
1988, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom selben 
Tag, 

folgendes 

Urteil 

1 Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat mit Klageschrift, die am 
12. März 1986 bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, gemäß Artikel 
169 EWG-Vertrag Klage erhoben auf Feststellung, daß die Bundesrepublik 
Deutschland gegen ihre Verpflichtungen aus den Bestimmungen der gemeinsamen 
Marktorganisation für Wein, insbesondere aus Artikel 32 der Verordnung Nr. 
337/79 des Rates vom 5. Februar 1979 über die gemeinsame Marktorganisation 
für Wein (ABl. L 54, S. 1), sowie aus den Artikeln 5 und 189 EWG-Vertrag ver­
stoßen hat, indem sie eine Bestimmung in ihre Rechtsvorschriften eingefügt und 
beibehalten hat, wonach in bestimmten deutschen Weinbaugebieten für bestimmte , 
Rebsorten und Rebflächen eine Anreicherungshöchstgrenze von 4,5 Volumenpro­
zent gilt. 

2 Gemäß Artikel 32 Absatz 1 der Verordnung Nr. 337/79 darf die Erhöhung des 
natürlichen Alkoholgehalts des Weins die Grenzwerte von 3,5 Volumenprozent in 
der Weinbauzone A, von 2,5 Volumenprozent in der Weinbauzone B und von 2 
Volumenprozent in den Weinbauzonen C nicht überschreiten. Artikel 32 Absatz 2 
bestimmt, daß in Jahren mit außergewöhnlich ungünstigen Witterungsverhältnissen 
die in Absatz 1 genannte Erhöhung des Alkoholgehalts auf die Grenzwerte von 4,5 
Volumenprozent in der Weinbauzone A und von 3,5 Volumenprozent in der 
Weinbauzone B heraufgesetzt werden kann. Gemäß Artikel 32 Absatz 4 werden 
die Beschlüsse zur Genehmigung der in Absatz 2 vorgesehenen Erhöhung von der 
Kommission nach dem sogenannten Verwaltungsausschußverfahren erlassen. 
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3 Das deutsche Weingesetz wurde durch Gesetz vom 27. August 1982 (BGBl. I 
1982, S. 1177) geändert. Durch dieses Änderungsgesetz wurde dem § 6 Absatz 2 
des Weingesetzes folgender Satz angefügt: 

„Für die Weinbaugebiete Mosel-Saar-Ruwer, Mittelrhein und Ahr gilt für be­
stimmte Rebsorten und bestimmte Rebflächen eine Anreicherungshöchstgrenze von 
4,5 Volumenprozent." 

4 Die Neufassung des geänderten deutschen Weingesetzes wurde gleichzeitig mit 
dem Änderungsgesetz im Bundesgesetzblatt bekanntgemacht (BGBl. I 1982, 
S. 1196). In diese Fassung ist zu § 6 Absatz 2 eine Fußnote aufgenommen wor­
den, die wie folgt lautet: 

„Nach Artikel 32 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 337/79 beträgt die Anrei­
cherungshöchstgrenze in allen Weinbaugebieten der Weinbauzone A 3,5 Volu­
menprozent. Sie kann durch Beschluß der EG-Kommission in Jahren mit außerge­
wöhnlich ungünstiger Witterung auf 4,5 Volumenprozent erhöht werden." 

5 Bereits am 8. Juli 1982 ersuchte die Kommission in einem Fernschreiben die Regie­
rung der Bundesrepublik Deutschland, das Inkrafttreten des Änderungsgesetzes 
wegen seiner Unvereinbarkeit mit Artikel 32 Absatz 1 der Verordnung Nr. 337/79 
zu verhindern. In ihrer Antwort vom 30. Juli 1982 erklärte die Bundesregierung, 
sie teile die Auffassung der Kommission, deren Fernschreiben sie sowohl den für 
den Vollzug des Weinrechts zuständigen Länderbehörden als auch den betroffenen 
Wirtschaftskreisen übermittelt habe, und sie werde sich bemühen, den Wider­
spruch zwischen § 6 des Weingesetzes und der Gemeinschaftsverordnung alsbald 
zu beseitigen. Dennoch trat das Änderungsgesetz am 1. September 1982 in Kraft. 

6 Da die Bundesregierung in den Jahren 1983 und 1984 keine Schritte zur Aufhe­
bung des streitigen Satzes des § 6 Absatz 2 des Weingesetzes einleitete, eröffnete 
die Kommission mit Schreiben vom 9. Oktober 1984 das Verfahren nach Artikel 
169 EWG-Vertrag. Am 11. Dezember 1984 teilte die Bundesregierung der Kom­
mission mit, die Änderung des Weingesetzes habe sich verzögert, das Verfahren 
über einen entsprechenden Gesetzentwurf werde jedoch Anfang 1985 in Gang ge-
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setzt. Nachdem die Kommission festgestellt hatte, daß Anfang 1985 das Verfahren 
zur Änderung des Gesetzes noch nicht in Gang gesetzt worden war, gab sie am 
1. Juli 1985 eine mit Gründen versehene Stellungnahme ab. Da die Bundesregie­
rung auf diese Stellungnahme nicht reagierte, hat die Kommission die vorliegende 
Klage erhoben. 

7 Wegen weiterer Einzelheiten der Vorgeschichte des Rechtsstreits und des Partei­
vorbringens wird auf den Sitzungsbericht verwiesen. Der Akteninhalt ist im folgen­
den nur insoweit wiedergegeben, als die Begründung des Urteils dies erfordert. 

8 Zur Begründung ihrer Klage macht die Kommission vor allem geltend, der dem 
§ 6 des Weingesetzes angefügte streitige Satz habe eine unklare Rechtslage ge­
schaffen, da durch ihn eine Bestimmung in die deutschen Rechtsvorschriften auf­
genommen worden sei, die mit der betreffenden Gemeinschaftsverordnung unver­
einbar sei. Weder eine den Gemeinschaftsbestimmungen entsprechende Verwal­
tungspraxis noch die Fußnote in der Bekanntmachung der Neufassung des Wein­
gesetzes könnten diese Unvereinbarkeit beseitigen. Eine solche Rechtslage lasse bei 
den Rechtsunterworfenen nämlich Ungewißheiten über das geltende Recht entste­
hen. 

9 Die Bundesregierung räumt ein, daß die streitige Bestimmung mit dem Gemein­
schaftsrecht unvereinbar sei. Sie hebt jedoch hervor, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland die Gemeinschaftsbestimmungen über die Erhöhung des Alkoholge­
halts in der Praxis strikt angewandt würden, so daß keine Rechtsunsicherheit be­
stehe. 

10 Wie der Gerichtshof wiederholt, insbesondere in seinem Urteil vom 15. Oktober 
1986 in der Rechtssache 168/85 (Kommission/Italienische Republik, Slg. 1986, 
2945), ausgeführt hat, ergeben sich aus der Einführung oder unveränderten Beibe­
haltung einer gegen eine Vorschrift des Gemeinschaftsrechts verstoßenden Bestim­
mung in den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats, selbst wenn diese Gemein­
schaftsvorschrift in der Rechtsordnung der Mitgliedstaaten unmittelbar gilt, Un­
klarheiten tatsächlicher Art, weil die betroffenen Normadressaten bezüglich der 
ihnen eröffneten Möglichkeiten, sich auf das Gemeinschaftsrecht zu berufen, in 
einem Zustand der Ungewißheit gelassen werden. Eine solche Beibehaltung stellt 
deshalb eine Verletzung der Verpflichtungen des genannten Mitgliedstaats aus 
dem EWG-Vertrag dar. 
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1 1 Daraus ergibt sich, daß die Bundesrepublik Deutschland nicht nur die Verpflich­
tung hatte, keine gegen die Gemeinschaftsbestimmungen verstoßenden Regelungen 
in ihre Rechtsvorschriften einzufügen, sondern auch die, solche Regelungen als­
bald nach ihrem Erlaß wieder abzuschaffen. 

12 Somit ist festzustellen, daß die Bundesrepublik Deutschland gegen ihre Verpflich­
tungen aus den Artikeln 5 und 189 EWG-Vertrag sowie aus Artikel 32 der Ver­
ordnung Nr. 337/79 des Rates über die gemeinsame Marktorganisation für Wein 
verstoßen hat, indem sie eine Bestimmung in ihre Rechtsvorschriften eingefügt und 
beibehalten hat, wonach in den Weinbaugebieten Mosel-Saar-Ruwer, Mittelrhein 
und Ahr für bestimmte Rebsorten und Rebflächen eine Anreicherungshöchstgrenze 
von 4,5 Volumenprozent gilt. 

Kosten 

13 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur Tra­
gung der Kosten zu verurteilen. Da die Bundesrepublik Deutschland mit ihrem 
Vorbringen unterlegen ist, sind ihr die Kosten aufzuerlegen. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

für Recht erkannt und entschieden: 

1) Die Bundesrepublik Deutschland hat gegen ihre Verpflichtungen aus den Arti­
keln 5 und 189 EWG-Vertrag sowie aus Artikel 32 der Verordnung Nr. 337/79 
des Rates über die gemeinsame Marktorganisation für Wein verstoßen, indem 
sie eine Bestimmung in ihre Rechtsvorschriften eingefügt und beibehalten hat, 
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wonach in den Weinbaugebieten Mosel-Saar-Ruwer, Mittelrhein und Ahr für 
bestimmte Rebsorten und Rebflächen eine Anreicherungshöchstgrenze von 4,5 
Volumenprozent gilt. 

2) Die Bundesrepublik Deutschland trägt die Kosten des Verfahrens. 

Mackenzie Stuart Due Moitinho de Almeida Rodríguez Iglesias 

Koopmans Everling Galmot Kakouris O'Higgins 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 26. April 1988. 

Der Kanzler 

J.-G. Giraud 
Der Präsident 

A. J. Mackenzie Stuart 
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